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Stellungnahme der Verwaltung zur Anregung und Beschwerde nach § 24 GO NRW der 

Republikaner, Landesverband NRW, Herrn Viktor Orbán zum Ehrenbürger der Ge-

meinde Sonsbeck zu ernennen 

 

 

 

1. Sachverhalt 
Mit eMail vom 25.09.2015 beantragt der Landesvorsitzende NRW der Republikaner, Herr 

André Maniera, den Ministerpräsidenten der Republik Ungarn, Herrn Viktor Orbán, zum 

Ehrenbürger der Gemeinde Sonsbeck zu ernennen. 

 

 

2. Zuständigkeit 
Nach § 24 GO NRW hat jeder das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen 

schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den 

Rat oder an einen vom Rat bestimmten Ausschuss zu wenden. Der Rat der Gemeinde 

Sonsbeck hat für die Eingaben nach § 24 GO NRW die Zuständigkeit auf den Haupt- und 

Finanzausschuss (als Beschwerdeausschuss) übertragen (§ 8 Abs. 4 der Hauptsatzung der 

Gemeinde Sonsbeck). 

 

Bei der Verleihung der Ehrenbürgerschaft handelt es sich um eine gemeindliche Angele-

genheit. Somit ist ein kommunaler Bezug gegeben. 

 

 

3. Bewertung 
Die Gemeinde Sonsbeck kann nach § 24 I S. 1 GO NRW Persönlichkeiten, die sich be-

sonders um die Gemeinde verdient gemacht haben, das Ehrenbürgerrecht verleihen. Die 

Verleihung der Ehrenbürgerrechte zählt zu den nicht übertragbaren Angelegenheiten des 

Gemeinderates (§ 41 I Buchstabe d) GO NRW). Zu der Voraussetzung der Verleihung 

zählt nicht, dass der Betreffende Bürger oder Einwohner der Gemeinde ist, die ihm das 

Ehrenbürgerrecht verleihen möchte. Wichtigste Voraussetzung für die Verleihung ist je-

doch, dass die betreffende Persönlichkeit sich um die Gemeinde besonders verdient ge-

macht hat. Daraus folgt, dass das Ehrenbürgerrecht nur dann verliehen werden soll, wenn 

hierzu ein außergewöhnlicher Anlass besteht. 

 

Der Antragsteller begründet seinen Antrag damit, dass sich der ungarische Ministerpräsi-

denten Viktor Orbán als einziger Regierungschef für die europäischen Rechtsgrundlagen 

in der Behandlung der Asylverfahren einsetzt und hierfür entsprechende Maßnahmen er-

griffen hat. Dieses Verhalten hat jedoch keine unmittelbare Auswirkung auf die Gemeinde 

Sonsbeck. Daher ist die Voraussetzung, dass sich der ungarische Ministerpräsident beson-

ders um die Gemeinde Sonsbeck verdient gemacht hat, nicht erfüllt. 

 

Der Antrag des Landesvorsitzenden NRW der Republikaner wurde offenbar an alle Städte 

und Gemeinden in NRW verschickt. Der Städte- und Gemeindebund NRW geht in seinem 

Schnellbrief 218/2015 vom 29.09.2015 davon aus, dass der Antrag der Republikaner un-

zulässig ist, weil es der Partei nicht um ein Sachanliegen geht, sondern um eine rechts-



missbräuchliche Inanspruchnahme öffentlicher Stellen, um den Ansichten der Partei Pub-

lizität zu verschaffen. Daher sind die Räte bzw. zuständigen Ausschüsse nicht verpflichtet, 

sich mit der Eingabe der Republikaner inhaltlich zu befassen. Gleichwohl ist die Anre-

gung dem Rat bzw. zuständigen Ausschuss vorzulegen, da § 24 GO NRW dem Bürger-

meister kein eigenes Vorprüfungsrecht einräumt.  

 

Der Städte- und Gemeindebund NRW verweist auf einen Beschluss des Verwaltungsge-

richts Minden vom 16.05.2012 in einem vergleichbaren Fall, dem ein Antrag, der eben-

falls als zahlreiche Kommunen in und außerhalb von NRW gerichtet war, voraus ging. 

Der Antragsteller hat nach Ablehnung seines Antrages Klage erhoben. Das Gericht hat im 

Klageverfahren deutlich gemacht, dass nur derjenige zulässigerweise Klage erheben und 

Anträge auf einstweiligen Rechtsschutz stellen kann, der ein rechtlich anerkanntes, schüt-

zenswertes Interesse verfolgt. Daran fehlte es. Das ergab sich bereits daraus, dass der An-

tragsteller nicht nur einen einzelnen Antrag, sondern gleichlautende Anträge bei vielen 

Gemeinden gestellt hat. Offensichtlich fehlte es hier an einer irgendwie gearteten persön-

lichen Beziehung zwischen der Gebietskörperschaft und dem Anregungs- und Beschwer-

deführer, wie sie die Regelung des § 24 GO NRW voraussetzt.  

 

 

4. Beschlussempfehlung: 
Der Haupt- und Finanzausschuss (als Beschwerdeausschuss) empfiehlt dem Rat der Ge-

meinde Sonsbeck folgenden Beschluss: 

 

„Der Antrag des Landesverbandes NRW der Republikaner vom 25.09.2015 auf Verlei-

hung der Ehrenbürgerrechte der Gemeinde Sonsbeck an den ungarischen Ministerpräsi-

denten Viktor Orbán wird abgelehnt.“ 

 

Sonsbeck, 01.10.2015 

 

 


